




______________________________	__________________________
(Geeignete Stelle)	(Ort, Datum)



Niedersächsisches Landesamt
für Soziales, Jugend und Familie
Domhof 1
Team 3SL2

31134 Hildesheim


Niedersächsisches Ausführungsgesetz zur Insolvenzordnung (Nds.AGInsO)

Az.: 3SL2.20 - 43180/1/ __________
[bookmark: Text5]Kalendervierteljahr:    ____/______

- Anlagen - 



Sehr geehrte Damen und Herren,

[bookmark: Text4]hiermit beantrage ich eine Vergütung in Höhe von insgesamt ________________ Euro für meine Mitwirkung beim Versuch folgender außergerichtlicher Schuldenbereinigungen.

Sofern bei den Auslagen ein höherer Betrag als die Auslagenpauschale i.H.v. 20,00 € 
abgerechnet wird, sind diese in einer gesonderten Auflistung einzeln aufgeführt.


Ich bestätige:

· Sämtliche in diesem Antrag aufgeführten Schuldnerinnen und Schuldner
· sind zahlungsunfähig oder von Zahlungsunfähigkeit bedroht,
· haben Anspruch auf Beratungshilfe für den Versuch einer Schuldenbereinigung und versichern, dass ein Antrag auf Beratungshilfe nicht gestellt worden ist.
· Sind gem. § 5 Abs. 2 Nds AGInsO abrechnungsfähig.

· Bereits abgerechnete Beratungsgebühren sind in Abzug gebracht worden.

· Die Beratung von Ehepaaren hat getrennt stattgefunden, da es sich um eigene Schulden der Ehepartner handelt.

· Gem. § 305 Abs.1 Nr.1 InsO hat eine persönliche Beratung sowie eine eingehende Prüfung der Einkommensverhältnisse stattgefunden.

· Ein Antrag auf Erteilung der Restschuldbefreiung ist zulässig. Es liegen keine Sperrfristen vor, die gegen die Erteilung einer Restschuldbefreiung nach der Insolvenzordnung sprechen könnten. 
· Ist in einem vorhergehenden Insolvenzverfahren Restschuldbefreiung erteilt worden, 
beträgt die Sperrfrist für ein erneutes Verfahren 11 Jahre. 
· Ist die Restschuldbefreiung nach dem vor dem 01.10.2020 geltenden Recht erteilt 
worden, beträgt die Sperrfrist 10 Jahre.
· Ist in einem vorangegangenen Verfahren die Restschuldbefreiung versagt worden, 
beträgt die Sperrzeit
· fünf Jahre bei Versagung wegen Verurteilung zu einer Insolvenzstraftat 
· drei Jahre bei Versagung wegen Verletzung der Auskunfts- und  Mitwirkungspflicht, falschen Angaben im Insolvenzantrag oder wegen Verletzung der 
Erwerbsobliegenheit oder der sonstigen Obliegenheiten.


Meine Stelle ist im Übrigen unentgeltlich tätig geworden.

In der o.a. anerkannten Beratungsstelle sind bis heute die lt. Bewilligungsbescheid in der zuletzt gültigen Fassung genannten Personen mit dem darin genannten Tätigkeitsfeld beschäftigt. Ein Personalwechsel sowie der Sitz der Beratungsstelle und ein ggf. Wegfall der Gemeinnützigkeit werden unverzüglich angezeigt.


[bookmark: Text3]Ich bitte, die Vergütung auf mein Konto zu überweisen.

Meine IBAN lautet:  _______________________________
Name der Bank:      _______________________________


Mit freundlichem Gruß


		
